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Lehrermangel in NRW: Gericht kippt
umstrittene Versetzungen

Gericht in Münster stoppt Lehrer-Versetzung ins
Ruhrgebiet: 15 Klagen führten zur Entscheidung gegen

umstrittenes Auswahlverfahren.

In Nordrhein-Westfalen ist der Lehrermangel an Grundschulen
ein drängendes Problem, das die Bildungschancen zahlreicher
Schüler beeinträchtigt. Die Bezirksregierung Münster
beabsichtigte, durch die Versetzung von Lehrkräften aus dem
Münsterland in Gebiete des Ruhrgebiets diese Lücke zu
schließen. Hierbei sollten sowohl Lehrer aus Grundschulen als
auch Gymnasien umgehend verlegt werden, was kürzlich auf
heftige Kritik stieß. Diese Maßnahme hat nicht nur Auswirkungen
auf die betroffenen Lehrer, sondern wirft auch größere Fragen
über die Bildungsorganisation und die faire Behandlung von
Lehrern auf.

Die rechtlichen Implikationen der
Versetzungen

Die kritisierten Abordnungen gerieten ins Wanken, als 15
Lehrkräfte Klage einreichten und von einem Gericht Recht
erhielten. In seiner Entscheidung betonte das
Verwaltungsgericht Münster, dass die Vorgehensweise der
Bezirksregierung nicht nur rechtswidrig war, sondern auch nicht
transparent genug in der Auswahl der Lehrkräfte. Dies bedeutet
faktisch, dass die 15 Kläger an ihren Schulen verbleiben können,
während die übrigen Pädagogen in die benötigten Regionen
versetzt werden müssen. Ein unerwarteter Ausgang, der die
Bezirksregierung dazu zwingt, ihre zukünftige Strategie zur



Lehrerzuweisung zu überdenken.

Proteste und Bedenken der betroffenen
Lehrer

Eine anonym bleibende Lehrerin äußerte, dass ihre Klage nicht
gegen die Versetzungen als solche gerichtet war, sondern gegen
das ungleiche Auswahlverfahren. Ihre Sichtweise spiegelt ein
weitverbreitetes Gefühl unter den Lehrern wider: „Die
Verantwortung für die Auswahl lag plötzlich bei den
Schulleitungen, was zu Unsicherheiten und Konflikten führte.“ Es
wurde nicht unterschieden zwischen großen und kleinen
Schulen, was ebenfalls für Verwirrung sorgte. Viele Lehrer fühlen
sich durch die ungleiche Behandlung ungerechtfertigt in ihren
Karrierewegen eingeschränkt und befürchten eine Verschärfung
des Lehrermangels.

Das Versagen der zuständigen Behörde

Matthias Schmied, der Schulabteilungsleiter in der
Bezirksregierung Münster, machte klar, dass die Behörde nun
neue Wege zur Auswahl der Lehrer finden müsse. „Obwohl die
Abordnungen legitim waren, war unsere Einschätzung der
Schulen offensichtlich nicht ausreichend. Wir müssen jetzt
prüfen, wie wir weiterhin Lehrer in die bestehenden Hotspots
bringen können.“ Diese Bindung an die rechtlichen
Rahmenbedingungen und die Notwendigkeit, kreativer in der
Lösungsfindung zu sein, ist der Schlüssel zu einer wirksamen
Behebung des Lehrermangels.

Der Ruf nach neuen Initiativen

Doris Feldmann, Vorsitzende des Verbandes Bildung und
Erziehung (VBE) im Bezirk Münster, betonte, dass Anreize
geschaffen werden müssen, um Lehrer zu motivieren, freiwillig
in das Ruhrgebiet zu gehen. Ideen wie die Erstattung von
Fahrtkosten oder eine Reduktion der Lehrverpflichtung werden



als sinnvolle Ansätze gewertet. Darüber hinaus ist es wichtig,
auch Lehrer in Teilzeit oder Elternzeit wieder in den Beruf zu
integrieren. Eine gerechte Auswahl und faire Behandlung der
Lehrkräfte sind entscheidend, um ein positives Arbeitsumfeld zu
gewährleisten und die Bildung insgesamt zu verbessern.

Zusammenfassend zeigt dieser Fall, wie wichtig Transparenz
und Fairness im Bildungswesen sind. Der Streit um die
Lehrerabordnungen hat nicht nur unmittelbare Auswirkungen
auf die betroffenen Einzelpersonen, sondern fordert auch eine
grundlegende Überprüfung der Verfahren und Strukturen im
Lehrersystem von Nordrhein-Westfalen.

Quellen: Bezirksregierung Münster, Gewerkschaften VBE und
GEW, Verwaltungsgericht Münster, Brief einer Lehrerin,
Rechtsanwalt Julius Altmiks.

Weitere Berichterstattung erfolgt durch den WDR am 16. August
2024 im Radio auf WDR2 und in der Lokalzeit Münsterland um
19:30 Uhr.
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